
Bundessozialgericht

- 4 RJ 22122 -

Verkündet am
19. März 1980 I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

......OOOCOOIOOOOIIOOOOI......OODOOOOODOOQOOOO

Klägerin und Revisionsbeklagte,

g e g e n

......IDOOOOOOQOOOOOOQ00.00.00...-u......00000

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 19. März 1980 für Recht

erkannt:

Auf die Revision der Beklagten werden die Urteile

des Bayerischen Landessozialgerichts vom 9. Mai 1979

und des Sozialgerichts Nürnberg vom 21. September
1977 aufgehoben.

Die Klage wird abgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.
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G r ü n d e :

I

Der im Jahre 1922 geborene Stukkateur W L (Ver-

sicherter) war bis Februar 1972 als Putzer/Stukkateur

abhängig beschäftigt und arbeitete anschließend bis Oktober

1975 als selbständiger Stukkateur. Dann meldete er das Ge—

werbe ab, weil er wegen eines Wirbelsäulenschadens im Bereich

der Halswirbel den Beruf nicht mehr ausüben zu können

glaubte. Er meldete sich im Oktober 1975 bei dem Arbeits—

amt B arbeitslos. Dieses bat alsbald die beklagte Lan—

desversicherungsanstalt (LVA), zu prüfen, ob Maßnahmen der

Arbeits- oder Berufsförderung angezeigt seien. Die Beklagte

erwiderte am 2. November 1973, sie sei dem Grunde nach

bereit, Maßnahmen der Berufsförderung durchzuführen, es
müsse jedoch noch geklärt werden, ob die weiteren Voraus—

setzungen, insbesondere die medizinischen, vorlägen. Der

Arbeitsamts—Arzt erstattete im November 1975 ein Gutachten

dahin, daß zur Winterzeit von der Ausübung des Maurer-

und Putzerberufs abgeraten werde, daß aber mittelschwere

Tätigkeiten, trocken und witterungsgeschützt, bei üblicher
Arbeitszeit zugemutet werden könnten. Im April und im Juli

1974 teilte das Arbeitsamt dem Versicherten mit, die von
diesem gewünschte Ausbildung zum Krankenpfleger und Masseur

sei wegen der Wirbelsäulenerkmmkung und wegen des Alters

des Versicherten nicht möglich; es schlug dem Versicherten

vor, sich als "Beiputzer" vermitteln zu lassen. Am 15. Sep—

tember 1974 vermittelte das Arbeitsamt den Versicherten zum
15. November 1974 in eine Arbeitsstelle als Pförtner in

einer Maschinenfabrik. Auf den Antrag des Versicherten vom
18. November 1974 bewilligte es mit Bescheid vom gleichen

Tag eine - alsbald danach ausgezahlte - Überbrückungsbei_

hilfe in Höhe von 280,—— DM als Darlehen und 600,—- DM als
nicht rückzahlbaren Zuschuß. Mit Schreiben vom 22. November

1974 hat es die beklagte LVA, die Kosten der Überbrückungsbei—
hilfe zu übernehmen, jedoch erfolglos.
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Auf die am 1. Dezember 1976 erhobene Klage hin hat das

Sozialgericht (SG) Nürnberg die Beklagte verurteilt, der

Klägerin 600,-- DM zu zahlen; es hat die Berufung zugelassen

(Urteil vom 24. September 4977). Das Landessozialgericht

(LSG) hat die Berufung der Beklagten als unbegründet zurück—
gewiesen und die Revision zugelassen (Urteil vom 9. Mai

4979). In den Entscheidungsgründen ist ausgeführt: Die
klagende Bundesanstalt für Arbeit (BA) habe einen Erstattungs—

anspruch gegen die beklagte LVA. Diese sei für die Überbrük—

kungsbeihilfe als Rehabilitationsleistung zuständig gewesen.

Der Rentenversicherungsträger müsse für eine solche Beihilfe

auch dann aufkommen, wenn die Behinderung des Versicherten

in dem bisherigen Beruf (schon) durch die Beschaffung eines

geeigneten Arbeitsplatzes behoben werden könne. Hier sei

die Zahlung der Überbrückungsbeihilfe nicht auf die gesund—

heitliche Behinderung des Versicherten zurückzuführen, son—
dern notwendig gewesen, um bei der Arbeitsaufnahme des Ver—

sicherten dessen Lebensunterhalt bis zur ersten Lohnzahlung

sicherzustellen und die Bestreitung der Aufwendungen zu
ermöglichen, die mit der Arbeitsaufnahme in Zusammenhang

stehen. Die beklagte LVA müsse aber deshalb für die Beihilfe

aufkommen, weil sie die Aufwendungen für eine Umschulung

erspare.

Mit der Revision trägt die Beklagte vor: Die Uberbrückungäbei

hilfe sei keine Leistung, die wegen der Behinderung des
Versicherten gewährt werde; sie diene dazu, den Lebensunter-

halt des Versicherten bis zur ersten Lohnzahlung nach der

Arbeitsaufnahme sicherzustellen. Sie könne deshalb nicht

als Rehabilitationsleistung angesehen werden.

Die Beklagte beantragt,

die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben

und die Klage abzuweisen.

Die Klägerin beantragt,

die Revision als unbegründet zurückzuweisen.
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Sie führt aus, der Zweck der Überbrückungsbeihilfe, den

Lebensunterhalt des Empfängers bis zur ersten Lohnzahlung

nach der Arbeitsaufnahme sicherzustellen, sei in den Reha—

bilitationszweck, den Behinderten wieder in das Erwerbs—

leben einzugliedern, eingebunden.

II

Die Revision der Beklagten ist begründet.
‚

Die Klägerin stützt den Erstattungsanspruch auf 5 6 Abs 5

Satz 1 des Gesetzes über die Angleichung der Leistungen

zur Rehabilitation (RehaAnglG). Die Voraussetzungen die-

ser Vorschrift liegen nicht vor.

Zwar hat die Klägerin mit der im November 1974 vorgenomme—

nen Auszahlung der Überbrückungsbeihilfe eine Leistung

an den Behinderten (Versicherten) erbracht. Die beklagte

LVA war aber für die Überbrückungsbeihilfe nicht zuständig.

Die Überbrückungsbeihilfe ist nur im Recht der Arbeits-

losenversicherung, aber nicht in dem der Rentenversicherung

ausdrücklich geregelt. Nach 5 55 Abs 1 Nr 5 iVm Abs 5 des

Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) kann die BA für Arbeitsuchen—

de zur Förderung der Arbeitsaufnahme eine Uberbrückungs-

beihilfe bis zur Dauer von zwei Monaten gewähren, soweit

die Arbeitsuchenden die erforderlichen Mittel nicht selbst

aufbringen können und soweit weder andere öffentlich—recht-

liche Stellen zur Gewährung gesetzlich verpflichtet sind

(5 37 Abs 1 Satz 1 AFG) noch der Arbeitgeber gleichartige
Leistungen erbringt oder voraussichtlich erbringen wird

(5 47 Abs 2 AFG); Vorleistungspflicht und Überleitungsmög-
lichkeit ergeben sich aus 5 38 AFG. Die nähere Ausgestal-

tung ist in 5 19 der Anordnung des Verwaltungsrates der BA

zur Förderung der Arbeitsaufnahme (FdA—Anordnung) vom

18. Dezember 1969 (ANBA 1970, 90) idF der Änderungsanord-

nung vom 7. Oktober 1971 (ANBA 955) geregelt.

Nach 5 1256 Reichsversicherungsordnung (RVG) in der am
1. Oktober 1974 in Kraft getretenen Fassung des RehaAnglG
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kann der Träger der Rentenversicherung unter bestimmten

versicherungsrechtlichen Voraussetzungen Leistungen zur
Rehabilitation gewähren, wenn die ErWerbsfähigkeit des Ver—

sicherten infolge von Krankheit ua gefährdet oder gemin—

dert ist und voraussichtlich erhalten, wesentlich gebes—

sert oder wiederhefgestellt werden kenne Nach 5 4257a

Abs 1 Nr 4 EVO idF des RehaAnglG umfassen die berufsför—

dernden Leistungen zur Rehabilitation insbesondere Hilfen

zur Erhaltung oder Erlangung eines Arbeitsplatzes ein—

schließlich Leistungen zur Förderung der Arbeitsaufnahme.

Das LSG führt aus, daß auch die Überbrückungsbeihilfe zu
den Leistungen des 5 1237a Abs 4 Nr 4 RVO gehöre. Dafür
spricht viel, zumal die Worte "zur Förderung der Arbeits-

aufnahme" in den drei in Frage kommenden Gesetzen (5 55 AFG,

@4257e RVG, % 44 Abs 2 Nr 4 RehaAnglG) offensichtlich im
gleichen Sinn verwendet werden.

Das Bundessozialgericht (BSG) hat auch entschieden() daß,

wenn ein Rentenversicherungsträger für eine Person als Reha-

bilitationsträger "zuständig" ist“ 5 57 Abs 4 AFG die Ge-

währung berufsfördernder Maßnahmen durch die BA ausschließt

(BSGE 48, 92 = SozR 2200 5 4256 Nr 45; Urteil vom 45° No—

vember 4979 - 44 RA 22/79 -)°

Hier geht der Streit darum9 ob die vom Arbeitsamt gezahlte

Überbrückungsbeihilfe eine berufsfördernde Leistung zur

Rehabilitation im Sinne des % 4257a RVG, 55 56 bis 62 AFG
und 5 41 RehaAnglG oder (nur) eine Leistung zur Förderung

der Arbeitsaufnahme im Sinne der 55 55 bis 55 AFG war.
Besteht — behinderungsunabhängig — ein Anspruch des Behin—

derten auf eine der im 2° bis 5„ Unterabschnitt des Zweiten

Abschnitts des AFG vorgesehenen Leistungen, so handelt es
sich bei ihrer Gewährung nicht um berufsfördernde Leistun—

gen im Sinne des % 56 AFG; insoweit steht der Behinderte

bei ihrer Inanspruchnahme einem Nichtbehinderten gleich

(Gagel/Jülicher, AFG, Rz 21 aeEo zu 5 56).
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Wie die Abgrenzumques behinderungsabhängigen vom behinderungs—

unabhängigen Anspruch des Behinderten vorzunehmen ist, kann

hier dahinstehen. Denn das LSG hat festgestellt, daß die
Zahlung der Überbrückungsbeihilfe nicht auf die gesundheit—

liche Behinderung des Versicherten zurückzuführen war. Es

ging auch kein Rehabilitationsverfahren berufsfördernder

Art voraus, das erst mit der Arbeitsaufnahme des Versicher—

ten beendet gewesen wäre (vgl Urteile des Senats vom gleichen

Tage - 4 RJ 65/79 _ und - 89/79 _). Da die Frage, ob ein
ursächlicher Zusammenhang zwischen verschiedenen Ereignissen

besteht, auf tatsächlichen Gebiet liegt (BSGE 44, 218, 220;

47, 115, 117), ist der Senat an diese Feststellung gebun-

den, wenn nicht in bezug auf sie Revisionsgründe vorgebracht

sind (5 165 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—).Das ist jedoch

nicht der Fall. Weder die beklagte LVA als Revisionsklä—

gerin noch — im Wege einer Gegenrüge, vgl BSG, Urteil vom
24. Mai 1966 - 1 RA 281/64 - (AP Nr 12 zu % 554 ZPO) und
Meyer-Ladewig, SGG, Rz 5 zu 5 163 und Rz 4 zu 5 170 - die

klagende BA als Revisionsbeklagte haben die tatsächliche

Feststellung des LSG angegriffen. Wenn aber die Über-

brückungsbeihilfe nicht von der etwa noch vorhanden ge-

wesenen Behinderung des Versichertenverursacht worden ist,

dann war für diese Leistung nicht ein Träger der Rehabili—
tation, hier die beklagte BVA, sondern die BA zuständig.

Die Leistung war eine Schlichte Maßnahme der Arbeitsver—

mittlung im Sinne des 5 55 AFG, die die BA für alle
Arbeitsuchenden, also auch für die Gesunden, zu erbrin—

gen hat, soweit die Voraussetzungen jeweils vorliegen.
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Auf die Revision der Beklagten waren die Urteile der
Vorinstanzen aufzuheben; die Klage war abzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG.
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